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«Die Bezirksgefängnisse sind massiv überbelegt» 
Gefängnisdirektorin Barbara Ludwig verlangt mehr Personal 

Für Barbara Ludwig, Direktorin des Flughafengejängnisses KIOIen und Vorgesetzte aller Be­
zirksgejängnis-Verwalter, ist die jüngste Serie von Ausbrüchen aus Bezirksgejängnissen klar eine 
Folge des Personalmangels und der Gefängnis-Oberbelegung. Als Sofortmassnahme hat sie an­
geordnet. dass über Nacht immer mindestens zwei Aufseher in den Bezirksgejängnissen Dienst 
tun, und will beim Regierungsrat zu diesem Zweck eine Personaiaufstockullg beantragen. Dar­
über hinaus macht sie sich Gedanken, wie der Gejängnis-Oberbelegung begegnet werdet/ känllle. 

Obers PfingslWo-

•
Jenende sind aus den 
ezirksgejängnissen 

Affoltem und Bülach 
insgesamt sieben Häft­
linge geflüchtet. Frau 
Ludwig, wieso konnte 
es zu einer derartigen 
Häufung kommen? 

Grundsätzlich sind 
in den Gefangnissen 
lange Feienags-Wo­
chenenden immer pro­
blematisch, weil wir 
über längere Zeit mit 
einem kleinen Perso­
nalbestand auskommen 
müssen. Die Insassen 
sind nicht so sehr unter 
Kontrolle, weil sie 
nicht arbeiten und den 
ganzen Tag in der Zelle 
verbringen. Aber der 
Hauptgrund ist, dass _tn solchen Tagen ein­
~ach zuwenig Personal 

verfugbar ist. 

Dilettantisches 
Verhalten? 

In Affoltem haben 
die Ausbrecher einen 
simplen Trick angewen­
det: Sie veranlassten 
den Aufseher, den Arm 
durch das Guckloch in 
die Zelle zu halten und 
bekamen ihn so in den 
Griff. 

Eigentlich sind mei­
ne Leute ausgebildet 
und wissen. dass sie 
den Insassen nicht so 
nahe kommen dürfen. 

Barbara Ludwig fordert als Vorgesetzte aller Bezirksgejängnisse im Kali/on 
rund zehll zusätzliche Aufseher-Stellen. (Bild Gai!tan Bally) 

Das Verhalten des Aufsehers mag von aussen 
dilettantisch aussehen. Aber das Personal der Be­
zirksgefangnisse hat mehrere Monate pennanent 
im Hocbdruck arbeiten müssen: Das Bezirks­
gefangnis Affoltem bt rur 52 Personen ausgelegt 
und wir hatten 88 Insassen. Dass den Gefangnis­
angestellten unter diesem Dauerstress Unauf­
merksamkeiten unterlaufen können, ist verständ­
lich. 

Es dauerte anderthalb Stunden, bis sich der ge­
fesselte Aufseher selber befreien kOllll/e und Mass­
nahmen eilIgeleitet wurden. Gibt es keine Mittel. 
um frühzeitig auf Fluchten aufmerksam zu wer­
den? 

Doch, wir haben umfangreiche Sicherheits­
massnahmen. Erschwerend kam aber in diesem 
Fall dazu, dass sich das Gefangnis im Umbau be­
findet. Eigentlich müssten auch in der Nacht min­
destens zwei Aufseher vorhanden sein. Auch bei 
uns gilt die Devise der Polizei «Ein Mann ist kein 
Man",>. In AlToltem gingen mehrere Alanne los. 
Aber wenn das niemand hört, dann nützt es eben 
nichts. 

Warum wareIl nicht zwei Aufteher anwesend? 

Wir haben zuwenig Personal, weil wir unter 
enonnen Spardruck stehen. Vor den Vor­

an Pfingsten ist monatelang nichts Gravie­
passiert, und es hiess, es sei eben doch 

möglich. nachts mit nur einem Aufseher zu arbei­
ten. Ich habe jetzt als Sofonmassnahme angeord-
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Italienische Mittagshitze in Musik gesetzt 
Das Stadtorchester Winterthur bringt unter der Leitung 
von Heinrich Schiff mit (The Golden Heat of Mjdday)) 
das jüngste Stück aus der Reihe der italienischen Kom­
positionen von Rolf Urs Ringger zur Urauffuhrung. 46 
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oe Leasong-Geschafte der Stadt Zuroch 
Zürich hat Leasinggeschäfie mit US-amerikanischen Er­
men abgeschlossen. Es handelt sich dabei um klare Ver­
einbarungen, die linanzpolitisch attraktiv sind. In den 
USA vorgesehene Rechtsänderungen sollen für die Zür­
eber Vereinbarungen keine Folgen haben. 47 
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Nutzungsplan für Oberhauserriet in Opfikon 
Zwischen der Stadt Zürich und dem Aughafen Kloten 
soll ein völlig neuer Stadtteil rur 6600 Einwohner und 
7300 Arbeitsplätze entstehen. Dies ist im Quartierplan 
ruf das Oberhauserriet in Optikon vorgesehen. SI 

net, dass in keinem mir unterstehenden Bezirks­
gefangnis mit mehr als 20 Betten nachts nur ein 
Aufseher vorhanden ist. 

Beim Ausbruch in Bülach war nur ein Ange­
stellter einer Bewachungsfirma anwesend. Er 
schlief 

Das entspracb den Vorschriften. Über Nacht 
verfugen wir nur über einen Pikettdienst. Aber 
der Ausbruch in Bülach ist grundSätzlich anders: 
Das alte, stillgelegte Gefangnis wurde - ebenfalls 
auf Grund der Uberbelegungen - notfallmässig 
innen 48 Stunden wieder eröffnet. Das kam den 
Ausbrechern entgegen, die wahrscheinlich auf 
klassische An ein Loch in eine Mauer schlugen, 
was eigentlich hätte auffallen müssen. 

Auswirkungen des Kosovo-Kriegs 

Hat der Kosovo-Krieg Auswirkungen auf die 
Situation in den Ulllersuchullgsgejängnissen? 

Vor allem zu Beginn des Krieges hatten wir in 
den Untersuchungsgefangnissen Konflikte zwi­
schen Serben und Kosovo-Albanem sowie zwi­
schen Süd- und Nordalbanern. Jetzt haben wir 
die Gruppen innerhalb der einzelnen Gefängnisse 
getrennt. 

Stehen die Ausbrüche l'ielleicht mit diesem 
Krieg in einem Zusammenhang? 

Nein, die Bereitschaft, aus einem Gefangnis 
auszubrechen. ist immer sehr gross. 

Ist es nicht denkbar, Angehörige der gleichen 
Nationalität im selben Gefängnis unterzubringen, 
um Konflikte zu vermeiden? 

Nein, wir können die Angehörigen einer Natio­
nalität nicht in einem Gefangnis konzentrieren, 
sonst vergrössem wir das Kollusionsrisiko, also 
die Gefahr, dass die Tater Absprachen miteinan­
der treffen. Der Krieg schafft rur die Insassen aus 
dem Balkan emotional schwierige Situationen. 
Und die Überfüllung der Gefangnisse macht für 
sie und für uns die Situation noch schwieriger. 

!\Ias.h'e Überbelegung 

Köllnen Sie die Überbelegung der Bezirks­
gefängnisse in Zahlen ausdrücken? 

Wir haben seit andenhalb Jahren eine perma­
nente Überbelegung von heute etwa 20 Prozent. 
Die Zahlen von AlToltem habe ich genannt. 
Dielsdorf ist für 52 Insassen geplant, heute sind 
es 73. Horgen ist gebaut für 45 Insassen und hat 
55. Pfamkon ist für 75 ausgelegt und hat 90. 
Zürich war für 158 geplant und hatte über 
Monate zwischen 190 und 200 Insassen. Sie müs­
sen sich vorstellen. was das bedeutet: Aus Werk­
räumen wurden die Tische herausgenommen und 
dort Kajütenbetten hereingestellL In manchen 
Räumen befinden sich auf kleinstem Raum acht 
insassen aus verschiedenen Ethnien. Sie sind äus­
sersl schwierig zu betreuen. 

Was sind die Gründefür die Oberbelegung? 

Wir wissen es noch nicht genau und sind dabei, 
die Gründe abzuklären. Die Bezirksgefangnisse 

«Hoher Ausländeranteil tangiert breite Kreise» 
Vorstösse der Stadtzürcher FDP zur Ausländerpolitik 

Für die FDP ist klar, dass breite Bevölkerungskreise den hohen Ausländeranteil in der 
Stadt zunehmend als GeHihrdung betrachten. Mit lntegrationsbemühungen allein lasse sich 
diesem Problem nicht beikommen. Die FDP-Fraktion hat deshalb ein Paket von Von;tössen 
zur Ausländerpolitik ausgearbeitet, das sie heute im Gemeinderat einreichen will. 

cb. Die Stadt Zürich habe die Tradition, Rücht­
linge aufzunehmeo, und das solle auch so bleiben, 
erkläne FD P-Stadtpaneipräsident Andres Türler 
an der Medienkonferenz vom Dienstag. Zürich 
sei aber am Punkt angelangt, wo der hohe Aus­
llinderanteil «breite Bevölkerungskreise empfind­
lich tangiert» und sie diesen als mögliche Gefahr­
dung betrachteten. Daraus entwickle sich eine un­
erwünschte Abwehrhaltung. Mit Integrations­
bemühungen allein lasse sich diesem Problem 
nicht begegnen, sagte Türler. Vielmehr sei es 
nötig, dass Stadt und Kanton gemeinsam gezielte 
S<:hritte unternähmen. 

Ein Paket von Vorstössen 

Aus diesem Grund bat die FDP-Gemeinderats­
fraktion im vergangenen März eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt, die ein FDP-Paket von Vorstössen 
ausgearbeitet hat, welche heute im Gemeinderat 
eingereicht werden sollen. Die Arbeitsgruppe, 
welche sowohl Personen vom konservativen wie 
vom liberalen Rügel der Panei einschliesse, sei 
nach Analyse der ausländerpolitischen Vorstösse 
anderer Parteien zum Schluss gekommen, dass 
«noch vieles fehlu), meinte Gemeinderat Monjek 
Rosenheim. Das FDP-Paket wolle keine Aus­
länderfeindlichkeit signalisieren, solle aber der 
Stadt Zürich den Anreiz nehmen, den sie heute 
auf Personen ausübe. die primär aus wirtschaft­
lichen Gründen in unsere Stadt kämen. Im Unter­
schied zur SVP sei die Ausländerpolitik der FDP 
lösungsorientiert, wurde auf die entsprechende 
Frage betont. 

Konkret sehen die Vorstösse der FDP fol­
gendennassen aus: Mit einem Postulat, das vor 
allem die Situation in den Kreisen 3, 4 und 5 im 
lAuge hat, wird der Stadtrat gebeten, Massnahmen 
Ivorzuschlagen, um illegal anwesende Auslände­
rinnen und Ausländer künftig wirkungsvoller aus­
findig machen zu können und deren Wohnsitz­
nahme zu verhindern. Ein weiteres Postulat ver­
folgt den Zweck, neu ankommende Asylbewerbe-

stehen zwischen den Polizeigefangnissen und der 
Strafanstalt Pöschwies: Aus den Polizeigefangnis­
sen rücken Insassen in die Bezirksgefängnisse 
nach. Und in den Bezirksgefangnissen anderseits 
sitzen heute viele, die eigentlich in die Pöschwies 
gehören. Die Strafanstalt Päschwies muss ent­
lastet werden. Sonst gibt es keine Lösung rur die 
Bezirksgefangnisse. 

Wie kann Ihrer Ansicht nach eine Entlastung er· 
reicht werden? 

leh habe dazu eine pointierte Meinung: Es gibt 
ausländische Straftäter, die heute in der Pösch­
wies sitzen, die von der Bedeutung ihres Delikts 
her in eine ofTene Anstalt gehönen. Bisher wer­
den Ausländer in der Regel aber nicht in offene 
Anstalten verlegt, weil automatisch Ruchtgefahr 
angenommen wird. Dass jemand Ausländer ist, 
muss nun aber nicht bedeuten, dass er auch flüch­
tet. Deshalb wäre unter Umständen eine Ver­
legung von nicht gefahrlichen Ausllindem in eine 
offene Anstalt durchaus vertretbar. Ein Entscheid 
über eine solche Lösung muss aber auf der politi­
schen Ebene geHUIt werden. Ausserdem verbüs­
sen in der Pöschwies viele Ersttäter ihre Haft, ob­
wohl die Strafanstalt eigentlich eine Einrichtung 
rur Rückfallige ist. 

Nun verlangen Sie aber als Soforlmassnahme 
treue Stellen. 

Ich denke nicht, dass sich die Situation auf ab­
sehbare Zeit wesentlich bessern wird. Deshalb 
brauchen wir eindeutig mehr Personal. Ich 
möchte beim Regierungsrat etwa zehn neue SteI­
len beantragen, was auf bisher rund 250 Beschäf­
tigte in den Bezirksgefangnissen nicht allzuviel ist. 
Ich will mich aber nicht genau auf diese Zahl fest­
legen lassen. 

Wie wollen Sie die zusätzlichen Leute einsetzen? 

In Gefangnissen mit mehr als 20 Betten 
müssen wir nachts Doppelbesetzung von Auf­
sehern haben, damit Ausbrüche wie an pfingsten 
möglichst verhinden werden können. Aber auch 
tagsüber können wir mehr Personal durchaus ein­
setzen. 

Keine technischen Alternativen 

Gibt es keine Alternativen zu einer Persona/auf­
stockung, zum Beispiel bessere technische Über­
wachungsmöglich keilen? 

Je höher der Sicherheitsstandard eines Gefang­
nisses ist, desto höher wird die Gefahr einer 
Geiselnahme. In einer solchen Situation ist es 
wichtig, dass die betroffenen Aufseher trotzdem 
Respekt geniessen, damit ihnen nichts passien. 
Wenn zwischen Aufsehern und Insassen eine 
menschliche Beziehung besteht, ist die Hemm­
schwelle für Gewaltanwendung grösser. Die Auf­
seher können aber nur dann ein gutes Verhältnis 
aufbauen, wenn sie sich Zeit nehmen können. Wir 
wollen die Leute nicht überbetreuen. aber wir 
wollen eine gewisse An von Menschlichkeit in 
den Gefangnissen beibehalten. auch um die 
Sicherheit rur die Aufseher zu gewährleisten. 

JlIlerview: 10m. und ese. 

rinnen und -bewerber bereits in den ersten drei 
Monaten, in denen sie keiner Erwerbstätigkeit 
nachgehen dürfen, sinnvoll zu beschäftigen. Ge­
dacht wird dabei an gemeinnützige Arbeiten wie 
das Sortieren von Altkleidern oder die Stadtreini­
gung, wobei keine Schattenwirtschaft entstehen 
soll. Ferner sollen Anstrengungen unternommen 
werden, damit zugezogene fremdsprachige Er­
wachsene rascher die deutsche Spracbe erlernen, 
so etwa, indem die Deutschkurse auf das jeweilige 
berufliche Tatigkeitsfeld ausgerichtet werden. 

Mit einer Motion will die FDP den Stadtrat be­
auftragen, die Verordnung über die Grundsätze 
der Vermietung von städtischen Wohnungen und 
Geschäftsräumen so zu ändern, dass eine gute 
soziale Durchmischung erreicht wird. Bei Vermie­
tung von neu erstellten Wohnungen an ausländi­
sche Personengruppen soll ab 1999 deren Anteil 
pro Wohnhaus 25 Prozent nicht überschreiten, 
bei Wiedervennietung soll diese Beschränkung 
bis 2004 erreicht sein. Zwei Beschlussesanträge 
sollen damr sorgen, dass die Stadt beim Kanton 
Behördeninitiativen einreicht. Die eine mit dem 
Ziel. beim Bund vorstellig zu werden, damit er die 
Mindestansätze im Fürsorge- und Sozialbereich 
senkt. Die andere, damit der Bund die Karenzfrist 
bis zur Arbeitsaufnahme durch Asylbewerber auf 
zwei Jahr erhöht. 

Attraktivität der Schweiz senken 

Beide Massnahmen sollen dazu dienen, die 
Attraktivität rur sogenannte Winschaftsflüchtlinge 
zu senken. Mit mehreren interpellationen will die 
FDP ausserdem darauf hinwirken, den Auslän­
deranteil in einzelnen Quartieren zu beschränken, 
den Deutschunterricht rur fremdsprachige Schüle­
rinnen und Schülern effizienter zu gestalten, die 
Publikation "Willkommen in Zürich» vermehn 
auch auf gut gebildete, erfolgreich in unserem 
Land tätige Ausländer auszurichten sowie die Be­
folgung der Pflichten von Logisgebern vennehn 
zu kontrollieren. 

Zwei unnötige Initiativen 
Es veronag eigentlich niemand zu sagen, 

wozu die bei den Volksinitiativen «zur 
Durchsetzung der direkten Demokratie» gut 
sein sollen. Sie zielen darauf ab, die Fristen 
ftir die Behandlung von Volksinitiativen dra­
stisch zu verkürzen. OfTenbar geht es darum, 
den Regierungsrat und den Kantonsrat (be­
ziehungsweise die entsprechenden Gemein­
debehörden) daran zu hindern, sich mit 
Volksinitiativen ernsthaft auseinanderzuset­
zen und dazu fundiert Stellung zu nehmen. 
Und Gegenvorschläge zu Volksinitiativen 
möchten die Initianten aus den Reihen der 
Freiheitspartei ebenfallS verhindern. 

Weshalb denn eigentlich? Die Behandlung 
der Volksinitiativen durch die Behörden im 
Kanton Zürich hat bisher keinen Anlass zu 
genereller Kritik gegeben; die Dauer von der 
Einreichung einer Volksinitiative bis zur 
Volksabstimmung hat sich im Verlaufe der 
letzten zehn Jahre tendenziell verkürzt; die 
gesetzlich vorgegebenen Fristen werden in 
der Regel bei weitem nicht ausgeschöpft. 

• 

• 

Trotzdem behaupten die Initianten, im 
Kanton Zürich würden Volksinitiativen • 
schubladisiert, und schreiben in der Begrün­
dung ihres Begehrens, es müsse der «über­
bordenden Ven;chleppungsbürokratie» Ein-
halt geboten werden. Sie belegen aber nicht 
mit Beispielen, was sie damit konkret mei­
nen. Dafür tragen sie jetzt in Zeitungsinsera-
ten dick auf mit Polemik, wiederholen die 
haltlosen Behauptungen über die angebliche 
Yerschleppung von Volksinitiativen und 
bringen es fertig, das eidgenössische Kran­
kenven;icherungsgesetz und die Krankenkas­
senprämien in Verbindung zu bringen mit 
den Fristen im zürcherischen Initiativrecht­
alles nur, um kräftig Stimmung zu machen 
gegen Politiker und «Politikerfilz». Und 
dazu behaupten sie, sie täten das aus 
Respekt ftir den Volkswillen! 

Aber es ist dem Volkswillen nicht gedient, 
wenn mit zu kurzen Fristen eine einigeronas-
sen seriöse Auseinanden;etzung mit Volks­
begehren vereitelt wird, und die schlampige . 
Art, wie die Initianten die bei den vorliegen-
den Volksinitiativen den Stimmberechtigten 
andrehen wollen, hat mit Respekt vor den 
Yolksrechten auch nichts zu tun. Wenn es 
um den Volkswillen und die Politiker geht, 
wäre hier übrigens noch anzumerken, dass 
der Erstunterzeichner der beiden Initiativen, 
Nationalrat Michael E. Dreher, ja wohl eine 
besondere Art von Politiker darstellt - aber 
eine, der das Zürchervolk gemäss dem Er­
gebnis der letzten Wahlen ganz gewiss kein 
Regierungsmandat anvertrauen möchte. 

BI. 


